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Erster Teil 

Grundsätze 

Erster Teil 

Grundsätze 

Erster Teil 

Grundsätze 
Erster Teil 

Grundsätze 
Artikel 1 Artikel 1 Artikel 1 (ex-Art 1) Artikel 1 (ex-Art 1) 

Durch diesen Vertrag gründen die 
Hohen Vertragsparteien untereinander 
eine EUROPÄISCHE WIRTSCHAFTS-
GEMEINSCHAFT. 

Durch diesen Vertrag gründen die 
Hohen Vertragsparteien untereinander 
eine EUROPÄISCHE GEMEIN-
SCHAFT. 

Durch diesen Vertrag gründen die 
HOHEN VERTRAGSPARTEIEN 
untereinander eine EUROPÄISCHE 
GEMEINSCHAFT. 

Durch diesen Vertrag gründen die 
HOHEN VERTRAGSPARTEIEN 
untereinander eine EUROPÄISCHE 
GEMEINSCHAFT. 

    

Artikel 2 Artikel 2 Artikel 2 (ex-Art 2) Artikel 2 (ex-Art 2) 

Aufgabe der Gemeinschaft ist es, durch 
die Errichtung eines Gemeinsamen 
Marktes und die schrittweise 
Annäherung der Wirtschaftspolitik der 
Mitgliedstaaten eine harmonische 
Entwicklung des Wirtschaftslebens 
innerhalb der Gemeinschaft, eine 
beständige und ausgewogene 
Wirtschaftsausweitung, eine größere 
Stabilität, eine beschleunigte Hebung 
der Lebenshaltung und engere 
Beziehungen zwischen den Staaten zu 
fördern, die in dieser Gemeinschaft 
zusammengeschlossen sind. 

Aufgabe der Gemeinschaft ist es, 
durch die Errichtung eines 
Gemeinsamen Marktes und einer 
Wirtschafts- und Währungsunion sowie 
durch die Durchführung der in den 
Artikeln 3 und 3a genannten 
gemeinsamen Politiken oder 
Maßnahmen eine harmonische, 
ausgewogene Entwicklung des 
Wirtschaftslebens innerhalb der 
Gemeinschaft, ein beständiges, 
nichtinflationäres und 
umweltverträgliches Wachstum, einen 
hohen Grad an Konvergenz der 
Wirtschaftsleistungen, ein hohes 
Beschäftigungsniveau, ein hohes Maß 
an sozialem Schutz, Hebung der 
Lebenshaltung und der Lebensqualität, 
den wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt und die Solidarität 
zwischen den Mitgliedstaaten zu 
fördern. 

Aufgabe der Gemeinschaft ist es, 
durch die Errichtung eines 
Gemeinsamen Marktes und einer 
Wirtschafts- und Währungsunion sowie 
durch die Durchführung der in den 
Artikeln 3 und 4 genannten 
gemeinsamen Politiken und Maßnahmen 
in der ganzen Gemeinschaft eine 
harmonische, ausgewogene und 
nachhaltige Entwicklung des 
Wirtschaftslebens, ein hohes 
Beschäftigungsniveau und ein hohes 
Maß an sozialem Schutz, die 
Gleichstellung von Männern und 
Frauen, ein beständiges, 
nichtinflationäres Wachstum, einen 
hohen Grad von Wettbewerbsfähigkeit 
und Konvergenz der 
Wirtschaftsleistungen, ein hohes Maß an 
Umweltschutz und Verbesserung der 
Umweltqualität, die Hebung der 
Lebenshaltung und der Lebensqualität, 
den wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt und die Solidarität 
zwischen den Mitgliedstaaten zu 
fördern. 

Aufgabe der Gemeinschaft ist es, 
durch die Errichtung eines 
Gemeinsamen Marktes und einer 
Wirtschafts- und Währungsunion sowie 
durch die Durchführung der in den 
Artikeln 3 und 4 genannten 
gemeinsamen Politiken und Maßnahmen 
in der ganzen Gemeinschaft eine 
harmonische, ausgewogene und 
nachhaltige Entwicklung des 
Wirtschaftslebens, ein hohes 
Beschäftigungsniveau und ein hohes 
Maß an sozialem Schutz, die 
Gleichstellung von Männern und 
Frauen, ein beständiges, 
nichtinflationäres Wachstum, einen 
hohen Grad von Wettbewerbsfähigkeit 
und Konvergenz der 
Wirtschaftsleistungen, ein hohes Maß an 
Umweltschutz und Verbesserung der 
Umweltqualität, die Hebung der 
Lebenshaltung und der Lebensqualität, 
den wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt und die Solidarität 
zwischen den Mitgliedstaaten zu 
fördern. 

    

Artikel 3 Artikel 3 Artikel 3 (ex-Art 3) Artikel 3 (ex-Art 3) 

Die Tätigkeit der Gemeinschaft im 
Sinne des Artikels 2 umfaßt nach 
Maßgabe dieses Vertrags und der darin 
vorgesehenen Zeitfolge 

Die Tätigkeit der Gemeinschaft im 
Sinne des Artikels 2 umfaßt nach 
Maßgabe dieses Vertrags und der darin 
vorgesehenen Zeitfolge: 

(1)  Die Tätigkeit der Gemeinschaft im 
Sinne des Artikels 2 umfaßt nach 
Maßgabe dieses Vertrags und der darin 
vorgesehenen Zeitfolge: 

(1)  Die Tätigkeit der Gemeinschaft im 
Sinne des Artikels 2 umfasst nach 
Maßgabe dieses Vertrags und der darin 
vorgesehenen Zeitfolge: 

a) die Abschaffung der Zölle und 
mengenmäßigen Beschränkungen bei 
der Ein- und Ausfuhr von Waren, 
sowie aller sonstigen Maßnamen 
gleicher Wirkung zwischen den 
Mitgliedstaaten; 

a) die Abschaffung der Zölle und 
mengenmäßigen Beschränkungen bei 
der Ein- und Ausfuhr von Waren, 
sowie aller sonstigen Maßnamen 
gleicher Wirkung zwischen den 
Mitgliedstaaten; 

a) das Verbot von Zöllen und 
mengenmäßigen Beschränkungen bei 
der Ein- und Ausfuhr von Waren 
sowie aller sonstigen Maßnahmen 
gleicher Wirkung zwischen den 
Mitgliedstaaten; 

a) das Verbot von Zöllen und 
mengenmäßigen Beschränkungen bei 
der Ein- und Ausfuhr von Waren 
sowie aller sonstigen Maßnahmen 
gleicher Wirkung zwischen den 
Mitgliedstaaten; 
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der Ein- und Ausfuhr von Waren, 
sowie aller sonstigen Maßnamen 
gleicher Wirkung zwischen den 
Mitgliedstaaten; 

der Ein- und Ausfuhr von Waren, 
sowie aller sonstigen Maßnamen 
gleicher Wirkung zwischen den 
Mitgliedstaaten; 

der Ein- und Ausfuhr von Waren 
sowie aller sonstigen Maßnahmen 
gleicher Wirkung zwischen den 
Mitgliedstaaten; 

der Ein- und Ausfuhr von Waren 
sowie aller sonstigen Maßnahmen 
gleicher Wirkung zwischen den 
Mitgliedstaaten; 

b) die Einführung eines gemeinsamen 
Zolltarifs und einer gemeinsamen 
Handelspolitik gegenüber dritten 
Ländern; 

b) eine gemeinsame Handelspolitik; b) eine gemeinsame Handelspolitik; b) eine gemeinsame Handelspolitik; 

c) die Beseitigung der Hindernisse für 
den freien Personen-, Dienst-
leistungs- und Kapitalverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten; 

c) einen Binnenmarkt, der durch die 
Beseitigung der Hindernisse für den 
freien Waren-, Personen-, Dienst-
leistungs- und Kapitalverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten 
gekennzeichnet ist; 

c) einen Binnenmarkt, der durch die 
Beseitigung der Hindernisse für den 
freien Waren-, Personen-, Dienst-
leistungs- und Kapitalverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten 
gekennzeichnet ist; 

c) einen Binnenmarkt, der durch die 
Beseitigung der Hindernisse für den 
freien Waren-, Personen-, Dienst-
leistungs- und Kapitalverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten 
gekennzeichnet ist; 

 d) Maßnahmen hinsichtlich der Einreise 
in den Binnenmarkt und des 
Personenverkehrs im Binnenmarkt 
gemäß Artikel 100c; 

d) Maßnahmen hinsichtlich der Einreise 
und des Personenverkehrs nach Titel 
IV; 

d) Maßnahmen hinsichtlich der Einreise 
und des Personenverkehrs nach Titel 
IV; 

d) die Einführung einer gemeinsamen 
Politik auf dem Gebiet der 
Landwirtschaft; 

e) eine gemeinsame Politik auf dem 
Gebiet der Landwirtschaft und der 
Fischerei; 

e) eine gemeinsame Politik auf dem 
Gebiet der Landwirtschaft und der 
Fischerei; 

e) eine gemeinsame Politik auf dem 
Gebiet der Landwirtschaft und der 
Fischerei; 

e) die Einführung einer gemeinsamen 
Politik auf dem Gebiet des Verkehrs; 

f) eine gemeinsame Politik auf dem 
Gebiet des Verkehrs; 

f) eine gemeinsame Politik auf dem 
Gebiet des Verkehrs; 

f) eine gemeinsame Politik auf dem 
Gebiet des Verkehrs; 

f) die Errichtung eines Systems, das den 
Wettbewerb innerhalb des 
Gemeinsamen Marktes vor 
Verfälschungen schützt; 

g) ein System, das den Wettbewerb 
innerhalb des Binnenmarkts vor 
Verfälschungen schützt; 

g) ein System, das den Wettbewerb 
innerhalb des Binnenmarkts vor 
Verfälschungen schützt; 

g) ein System, das den Wettbewerb 
innerhalb des Binnenmarkts vor 
Verfälschungen schützt; 

g) die Anwendung von Verfahren, 
welche die Koordinierung der 
Wirtschaftspolitik der 
Mitgliedstaaten und die Behebung 
von Störungen im Gleichgewicht 
ihrer Zahlungsbilanzen ermöglichen; 

   

h) die Angleichung der innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften, soweit dies für 
das ordnungsgemäße Funktionieren 
des Gemeinsamen Marktes 
erforderlich ist; 

h) die Angleichung der innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften, soweit dies für 
das Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes erforderlich ist; 

h) die Angleichung der innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften, soweit dies für 
das Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes erforderlich ist; 

h) die Angleichung der innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften, soweit dies für 
das Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes erforderlich ist; 

  i) die Förderung der Koordinierung der 
Beschäftigungspolitik der 
Mitgliedstaaten im Hinblick auf die 
Verstärkung ihrer Wirksamkeit durch 
die Entwicklung einer koordinierten 
Beschäftigungsstrategie; 

i) die Förderung der Koordinierung der 
Beschäftigungspolitik der 
Mitgliedstaaten im Hinblick auf die 
Verstärkung ihrer Wirksamkeit durch 
die Entwicklung einer koordinierten 
Beschäftigungsstrategie; 
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i) die Schaffung eines Europäischen 
Sozialfonds, um die 
Beschäftigungsmöglichkeiten der 
Arbeitnehmer zu verbessern und zur 
Hebung ihrer Lebenshaltung 
beizutragen; 

i) eine Sozialpolitik mit einem 
Europäischen Sozialfonds; 

j) eine Sozialpolitik mit einem 
Europäischen Sozialfonds; 

j) eine Sozialpolitik mit einem 
Europäischen Sozialfonds; 

    

j) die Errichtung einer Europäischen 
Investitionsbank, um durch die 
Erschließung neuer Hilfsquellen die 
wirtschaftliche Ausweitung in der 
Gemeinschaft zu erleichtern; 

j) die Stärkung des wirtschaftlichen 
und sozialen Zusammenhalts; 

k) die Stärkung des wirtschaftlichen 
und sozialen Zusammenhalts; 

k) die Stärkung des wirtschaftlichen 
und sozialen Zusammenhalts; 

( � �� � � ��� �� 	
 � 	 � ��� 

� �� �� � 
 � � �� � � ���  k) eine Politik auf dem Gebiet der 
Umwelt; 

l) eine Politik auf dem Gebiet der 
Umwelt; 

l) eine Politik auf dem Gebiet der 
Umwelt; 

 l) die Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Industrie 
der Gemeinschaft; 

m) die Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Industrie 
der Gemeinschaft; 

m) die Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Industrie 
der Gemeinschaft; 

 m) die Förderung der Forschung und 
technologischen Entwicklung; 

n) die Förderung der Forschung und 
technologischen Entwicklung; 

n) die Förderung der Forschung und 
technologischen Entwicklung; 

 n) die Förderung des Auf- und Ausbaus 
transeuropäischer Netze; 

o) die Förderung des Auf- und Ausbaus 
transeuropäischer Netze; 

o) die Förderung des Auf- und Ausbaus 
transeuropäischer Netze; 

 o) einen Beitrag zur Erreichung eines 
hohen Gesundheitsschutzniveaus; 

p) einen Beitrag zur Erreichung eines 
hohen Gesundheitsschutzniveaus; 

p) einen Beitrag zur Erreichung eines 
hohen Gesundheitsschutzniveaus; 

 p) einen Beitrag zu einer qualitativ 
hochstehenden allgemeinen und 
beruflichen Bildung sowie zur 
Entfaltung des Kulturlebens in den 
Mitgliedstaaten; 

q) einen Beitrag zu einer qualitativ 
hochstehenden allgemeinen und 
beruflichen Bildung sowie zur 
Entfaltung des Kulturlebens in den 
Mitgliedstaaten; 

q) einen Beitrag zu einer qualitativ 
hochstehenden allgemeinen und 
beruflichen Bildung sowie zur 
Entfaltung des Kulturlebens in den 
Mitgliedstaaten; 

 q) eine Politik auf dem Gebiet der 
Entwicklungszusammenarbeit; 

r) eine Politik auf dem Gebiet der 
Entwicklungszusammenarbeit; 

r) eine Politik auf dem Gebiet der 
Entwicklungszusammenarbeit; 

k) die Assoziierung der überseeischen 
Länder und Hoheitsgebiete, um den 
Handelsverkehr zu steigern und die 
wirtschaftliche und soziale Ent-
wicklung durch gemeinsame Be-
mühungen  zu fördern. 

r) die Assoziierung der überseeischen 
Länder und Hoheitsgebiete, um den 
Handelsverkehr zu steigern und die 
wirtschaftliche und soziale Ent-
wicklung durch gemeinsame Be-
mühungen zu fördern; 

s) die Assoziierung der überseeischen 
Länder und Hoheitsgebiete, um den 
Handelsverkehr zu steigern und die 
wirtschaftliche und soziale Ent-
wicklung durch gemeinsame Be-
mühungen zu fördern; 

s) die Assoziierung der überseeischen 
Länder und Hoheitsgebiete, um den 
Handelsverkehr zu steigern und die 
wirtschaftliche und soziale Ent-
wicklung durch gemeinsame Be-
mühungen zu fördern; 

 s) einen Beitrag zur Verbesserung des 
Verbraucherschutzes; 

t) einen Beitrag zur Verbesserung des 
Verbraucherschutzes; 

 

t) einen Beitrag zur Verbesserung des 
Verbraucherschutzes; 

 t) Maßnahmen in den Bereichen 
Energie, Katastrophenschutz und 
Fremdenverkehr. 

u) Maßnahmen in den Bereichen 
Energie, Katastrophenschutz und 
Fremdenverkehr. 

u) Maßnahmen in den Bereichen 
Energie, Katastrophenschutz und 
Fremdenverkehr. 
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  (2)  Bei allen in diesem Artikel 
genannten Tätigkeiten wirkt die 
Gemeinschaft darauf hin, 
Ungleichheiten zu beseitigen und die 
Gleichstellung von Männern und Frauen 
zu fördern. 

(2)  Bei allen in diesem Artikel 
genannten Tätigkeiten wirkt die 
Gemeinschaft darauf hin, 
Ungleichheiten zu beseitigen und die 
Gleichstellung von Männern und Frauen 
zu fördern. 

    

 Artikel 3a Artikel 4 (ex-Art 3a) Artikel 4 (ex-Art 3a) 

 (1)  Die Tätigkeit der Mitgliedstaaten 
und der Gemeinschaft im Sinne des 
Artikels 2 umfaßt nach Maßgabe dieses 
Vertrags und der darin vorgesehenen 
Zeitfolge die Einführung einer 
Wirtschaftspolitik, die auf einer engen 
Koordinierung der Wirtschaftspolitik 
der Mitgliedstaaten, dem Binnenmarkt 
und der Festlegung gemeinsamer Ziele 
beruht und dem Grundsatz einer offenen 
Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb 
verpflichtet ist. 

(2)  Parallel dazu umfaßt diese 
Tätigkeit nach Maßgabe dieses Vertrags 
und der darin vorgesehenen Zeitfolge 
und Verfahren die unwiderrufliche 
Festlegung der Wechselkurse im 
Hinblick auf die Einführung einer 
einheitlichen Währung, der ECU, sowie 
die Festlegung und Durchführung einer 
einheitlichen Geld- sowie 
Wechselkurspolitik, die beide vorrangig 
das Ziel der Preisstabilität verfolgen und 
unbeschadet dieses Zieles die 
allgemeine Wirtschaftspolitik in der 
Gemeinschaft unter Beachtung des 
Grundsatzes einer offenen 
Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb 
unterstützen sollen. 

(3)  Diese Tätigkeit der 
Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft 
setzt die Einhaltung der folgenden 
richtungweisenden Grundsätze voraus: 
stabile Preise, gesunde öffentliche 
Finanzen und monetäre 
Rahmenbedingungen sowie eine 
dauerhaft finanzierbare Zahlungsbilanz. 

(1)  Die Tätigkeit der Mitgliedstaaten 
und der Gemeinschaft im Sinne des 
Artikels 2 umfaßt nach Maßgabe dieses 
Vertrags und der darin vorgesehenen 
Zeitfolge die Einführung einer 
Wirtschaftspolitik, die auf einer engen 
Koordinierung der Wirtschaftspolitik 
der Mitgliedstaaten, dem Binnenmarkt 
und der Festlegung gemeinsamer Ziele 
beruht und dem Grundsatz einer offenen 
Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb 
verpflichtet ist. 

(2)  Parallel dazu umfaßt diese 
Tätigkeit nach Maßgabe dieses Vertrags 
und der darin vorgesehenen Zeitfolge 
und Verfahren die unwiderrufliche 
Festlegung der Wechselkurse im 
Hinblick auf die Einführung einer 
einheitlichen Währung, der ECU, sowie 
die Festlegung und Durchführung einer 
einheitlichen Geld- sowie 
Wechselkurspolitik, die beide vorrangig 
das Ziel der Preisstabilität verfolgen und 
unbeschadet dieses Zieles die 
allgemeine Wirtschaftspolitik in der 
Gemeinschaft unter Beachtung des 
Grundsatzes einer offenen 
Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb 
unterstützen sollen. 

(3)  Diese Tätigkeit der 
Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft 
setzt die Einhaltung der folgenden 
richtungweisenden Grundsätze voraus: 
stabile Preise, gesunde öffentliche 
Finanzen und monetäre 
Rahmenbedingungen sowie eine 
dauerhaft finanzierbare Zahlungsbilanz. 

(1)  Die Tätigkeit der Mitgliedstaaten 
und der Gemeinschaft im Sinne des 
Artikels 2 umfasst nach Maßgabe dieses 
Vertrags und der darin vorgesehenen 
Zeitfolge die Einführung einer 
Wirtschaftspolitik, die auf einer engen 
Koordinierung der Wirtschaftspolitik 
der Mitgliedstaaten, dem Binnenmarkt 
und der Festlegung gemeinsamer Ziele 
beruht und dem Grundsatz einer offenen 
Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb 
verpflichtet ist. 

(2)  Parallel dazu umfasst diese 
Tätigkeit nach Maßgabe dieses Vertrags 
und der darin vorgesehenen Zeitfolge 
und Verfahren die unwiderrufliche 
Festlegung der Wechselkurse im 
Hinblick auf die Einführung einer 
einheitlichen Währung, der ECU, sowie 
die Festlegung und Durchführung einer 
einheitlichen Geld- sowie 
Wechselkurspolitik, die beide vorrangig 
das Ziel der Preisstabilität verfolgen und 
unbeschadet dieses Zieles die 
allgemeine Wirtschaftspolitik in der 
Gemeinschaft unter Beachtung des 
Grundsatzes einer offenen 
Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb 
unterstützen sollen. 

(3)  Diese Tätigkeit der 
Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft 
setzt die Einhaltung der folgenden 
richtungweisenden Grundsätze voraus: 
stabile Preise, gesunde öffentliche 
Finanzen und monetäre 
Rahmenbedingungen sowie eine 
dauerhaft finanzierbare Zahlungsbilanz. 
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 Artikel 3b Artikel 5 (ex-Art 3b) Artikel 5 (ex-Art 3b) 

 Die Gemeinschaft wird innerhalb der 
Grenzen der ihr in diesem Vertrag 
zugewiesenen Befugnisse und gesetzten 
Ziele tätig. 

In den Bereichen, die nicht in ihre 
ausschließliche Zuständigkeit fallen, 
wird die Gemeinschaft nach dem 
Subsidiaritätsprinzip nur tätig, sofern 
und soweit die Ziele der in Betracht 
gezogenen Maßnahmen auf Ebene der 
Mitgliedstaaten nicht ausreichend 
erreicht werden können und daher 
wegen ihres Umfangs oder ihrer 
Wirkungen besser auf 
Gemeinschaftsebene erreicht werden 
können. 

Die Maßnahmen der Gemeinschaft 
gehen nicht über das für die Erreichung 
der Ziele dieses Vertrags erforderliche 
Maß hinaus. 

Die Gemeinschaft wird innerhalb der 
Grenzen der ihr in diesem Vertrag 
zugewiesenen Befugnisse und gesetzten 
Ziele tätig. 

In den Bereichen, die nicht in ihre 
ausschließliche Zuständigkeit fallen, 
wird die Gemeinschaft nach dem 
Subsidiaritätsprinzip nur tätig, sofern 
und soweit die Ziele der in Betracht 
gezogenen Maßnahmen auf Ebene der 
Mitgliedstaaten nicht ausreichend 
erreicht werden können und daher 
wegen ihres Umfangs oder ihrer 
Wirkungen besser auf 
Gemeinschaftsebene erreicht werden 
können. 

Die Maßnahmen der Gemeinschaft 
gehen nicht über das für die Erreichung 
der Ziele dieses Vertrags erforderliche 
Maß hinaus. 

Die Gemeinschaft wird innerhalb der 
Grenzen der ihr in diesem Vertrag 
zugewiesenen Befugnisse und gesetzten 
Ziele tätig. 

In den Bereichen, die nicht in ihre 
ausschließliche Zuständigkeit fallen, 
wird die Gemeinschaft nach dem 
Subsidiaritätsprinzip nur tätig, sofern 
und soweit die Ziele der in Betracht 
gezogenen Maßnahmen auf Ebene der 
Mitgliedstaaten nicht ausreichend 
erreicht werden können und daher 
wegen ihres Umfangs oder ihrer 
Wirkungen besser auf 
Gemeinschaftsebene erreicht werden 
können. 

Die Maßnahmen der Gemeinschaft 
gehen nicht über das für die Erreichung 
der Ziele dieses Vertrags erforderliche 
Maß hinaus. 

    

  Artikel 6 (ex-Art 3c) Artikel 6 (ex-Art 3c) 

  Die Erfordernisse des Umweltschutzes 
müssen bei der Festlegung und 
Durchführung der in Artikel 3 
genannten Gemeinschaftspolitiken und –
maß-nahmen insbesondere zur 
Förderung einer nachhaltigen 
Entwicklung einbezogen werden. 

Die Erfordernisse des Umweltschutzes 
müssen bei der Festlegung und 
Durchführung der in Artikel 3 
genannten Gemeinschaftspolitiken und –
maß-nahmen insbesondere zur 
Förderung einer nachhaltigen 
Entwicklung einbezogen werden. 

    

Artikel 4 Artikel 4 Artikel 7 (ex-Art 4) Artikel 7 (ex-Art 4) 

(1) Die der Gemeinschaft zuge-wiesenen 
Aufgaben werden durch folgende 
Organe wahrgenommen: 

(1)  Die der Gemeinschaft zuge-
wiesenen Aufgaben werden durch 
folgende Organe wahrgenommen: 

(1)  Die der Gemeinschaft zuge-
wiesenen Aufgaben werden durch 
folgende Organe wahrgenommen: 

(1)  Die der Gemeinschaft zuge-
wiesenen Aufgaben werden durch 
folgende Organe wahrgenommen: 

—  ein Europäisches Parlament,* 

—  einen Rat, 

—  eine Kommission, 

—  einen Gerichtshof. 

—  ein Europäisches Parlament, 

—  einen Rat, 

—  eine Kommission, 

—  einen Gerichtshof. 

—  einen Rechnungshof 

— ein EUROPÄISCHES PARLAMENT, 

— einen RAT, 

— eine KOMMISSION, 

— einen GERICHTSHOF, 

— einen RECHNUNGSHOF. 

— ein EUROPÄISCHES PARLAMENT, 

— einen RAT, 

— eine KOMMISSION, 

— einen GERICHTSHOF, 

— einen RECHNUNGSHOF. 

* (Der ursprüngliche Begriff „Versammlung“ wurde 
durch die Einheitliche Europäische Akte 1987  
weitgehend in „Europäisches Parlament“ geändert.) 
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Jedes Organ handelt nach Maßgabe der 
ihm in diesem Vertrag zugewiesenen 
Befugnisse. 

(2) Der Rat und die Kommission werden 
von einem Wirtschafts- und 
Sozialausschuß mit beratenden Auf-
gaben unterstützt. 

Jedes Organ handelt nach Maßgabe der 
ihm in diesem Vertrag zugewiesenen 
Befugnisse. 

(2)  Der Rat und die Kommission 
werden von einem Wirtschafts- und 
Sozialausschuß sowie einem Ausschuß 
der Regionen mit beratender Aufgabe 
unterstützt. 

Jedes Organ handelt nach Maßgabe der 
ihm in diesem Vertrag zugewiesenen 
Befugnisse. 

(2)  Der Rat und die Kommission 
werden von einem Wirtschafts- und 
Sozialausschuß sowie einem Ausschuß 
der Regionen mit beratender Aufgabe 
unterstützt. 

Jedes Organ handelt nach Maßgabe der 
ihm in diesem Vertrag zugewiesenen 
Befugnisse. 

(2)  Der Rat und die Kommission 
werden von einem Wirtschafts- und 
Sozialausschuss sowie einem Ausschuss 
der Regionen mit beratender Aufgabe 
unterstützt. 

(3) Die Rechnungsprüfung wird durch 
einen Rechnungshof wahrgenommen, 
der nach Maßgabe der ihm in diesem 
Vertrag zugewiesenen Befugnisse 
handelt.* 

   

* Vgl. dazu den Beschluss des Rates vom 18.10.1977, 
ABl. 1977/L 268/S 19ff, über die Errichtung eines 
Rechnungshofes). 

   

 Artikel 4a Artikel 8 (ex-Art 4a) Artikel 8 (ex-Art 4a) 

 Nach den in diesem Vertrag 
vorgesehenen Verfahren werden ein 
Europäisches System der Zentralbanken 
(im folgenden als „ESZB“ bezeichnet) 
und eine Europäische Zentralbank (im 
folgenden als „EZB“ bezeichnet) 
geschaffen, die nach Maßgabe der 
Befugnisse handeln, die ihnen in diesem 
Vertrag und der beigefügten Satzung des 
ESZB und der EZB (im folgenden als 
„Satzung des ESZB“ bezeichnet) 
zugewiesen werden. 

Nach den in diesem Vertrag 
vorgesehenen Verfahren werden ein 
Europäisches System der Zentralbanken 
(im folgenden als „ESZB“ bezeichnet) 
und eine Europäische Zentralbank (im 
folgenden als „EZB“ bezeichnet) 
geschaffen, die nach Maßgabe der 
Befugnisse handeln, die ihnen in diesem 
Vertrag und der beigefügten Satzung des 
ESZB und der EZB (im folgenden als 
„Satzung des ESZB“ bezeichnet) 
zugewiesen werden. 

Nach den in diesem Vertrag 
vorgesehenen Verfahren werden ein 
Europäisches System der Zentralbanken 
(im folgenden als „ESZB“ bezeichnet) 
und eine Europäische Zentralbank (im 
folgenden als „EZB“ bezeichnet) 
geschaffen, die nach Maßgabe der 
Befugnisse handeln, die ihnen in diesem 
Vertrag und der beigefügten Satzung des 
ESZB und der EZB (im folgenden als 
„Satzung des ESZB“ bezeichnet) 
zugewiesen werden. 

    

 Artikel 4b Artikel 9 (ex-Art 4b) Artikel 9 (ex-Art 4b) 

 Es wird eine Europäische 
Investitionsbank errichtet, die nach 
Maßgabe der Befugnisse handelt, die ihr 
in diesem Vertrag und der beigefügten 
Satzung zugewiesen werden. 

Es wird eine Europäische 
Investitionsbank errichtet, die nach 
Maßgabe der Befugnisse handelt, die ihr 
in diesem Vertrag und der beigefügten 
Satzung zugewiesen werden. 

Es wird eine Europäische 
Investitionsbank errichtet, die nach 
Maßgabe der Befugnisse handelt, die ihr 
in diesem Vertrag und der beigefügten 
Satzung zugewiesen werden. 

    

Artikel 5 Artikel 5 Artikel 10 (ex-Art 5) Artikel 10 (ex-Art 5) 

Die Mitgliedstaaten treffen alle 
geeigneten Maßnahmen allgemeiner 
oder besonderer Art zur Erfüllung der 
Verpflichtungen, die sich aus diesem 
Vertrag oder aus Handlungen der 
Organe der Gemeinschaft ergeben. Sie 
erleichtern dieser die Erfüllung ihrer 
Aufgaben. 

Die Mitgliedstaaten treffen alle 
geeigneten Maßnahmen allgemeiner 
oder besonderer Art zur Erfüllung der 
Verpflichtungen, die sich aus diesem 
Vertrag oder aus Handlungen der 
Organe der Gemeinschaft ergeben. Sie 
erleichtern dieser die Erfüllung ihrer 
Aufgabe. 

Die Mitgliedstaaten treffen alle 
geeigneten Maßnahmen allgemeiner 
oder besonderer Art zur Erfüllung der 
Verpflichtungen, die sich aus diesem 
Vertrag oder aus Handlungen der 
Organe der Gemeinschaft ergeben. Sie 
erleichtern dieser die Erfüllung ihrer 
Aufgabe. 

Die Mitgliedstaaten treffen alle 
geeigneten Maßnahmen allgemeiner 
oder besonderer Art zur Erfüllung der 
Verpflichtungen, die sich aus diesem 
Vertrag oder aus Handlungen der 
Organe der Gemeinschaft ergeben. Sie 
erleichtern dieser die Erfüllung ihrer 
Aufgabe. 
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Aufgaben. 

Sie unterlassen alle Maßnahmen, welche 
die Verwirklichung der Ziele dieses 
Vertrags gefährden könnten. 

Aufgabe. 

Sie unterlassen alle Maßnahmen, 
welche die Verwirklichung der Ziele 
dieses Vertrags gefährden könnten. 

Aufgabe. 

Sie unterlassen alle Maßnahmen, 
welche die Verwirklichung der Ziele 
dieses Vertrags gefährden könnten. 

Aufgabe. 

Sie unterlassen alle Maßnahmen, 
welche die Verwirklichung der Ziele 
dieses Vertrags gefährden könnten. 

    

Artikel 6  Artikel 11 (neuer Artikel) Artikel 11 (neuer Artikel) 

(1) Die Mitgliedstaaten koordinieren in 
enger Zusammenarbeit mit den Orga-
nen der Gemeinschaft ihre Wirtschafts-
politik, soweit dies zur Erreichung der 
Ziele dieses Vertrags erforderlich ist. 

(2) Die Organe der Gemeinschaft achten 
darauf, die innere und äußere finanzielle 
Stabilität der Mitgliedstaaten nicht zu 
gefährden. 

 (1)  Die Mitgliedstaaten, die 
beabsichtigen, untereinander eine 
verstärkte Zusammenarbeit zu 
begründen, können vorbehaltlich der 
Artikel 43 und 44 des Vertrags über die 
Europäische Union ermächtigt werden, 
die in diesem Vertrag vorgesehenen 
Organe, Verfahren und Mechanismen in 
Anspruch zu nehmen, sofern die 
beabsichtigte Zusammenarbeit 
a) keine in die ausschließliche 

Zuständigkeit der Gemeinschaft 
fallende Bereiche betrifft; 

b) die Gemeinschaftspolitiken, -
aktionen oder -programme nicht 
beeinträchtigt; 

c) nicht die Unionsbürgerschaft 
betrifft und auch keine 
Diskriminierung zwischen 
Staatsangehörigen der 
Mitgliedstaaten bedeutet; 

d) die der Gemeinschaft durch diesen 
Vertrag zugewiesenen Befugnisse 
nicht überschreitet und 

e) keine Diskriminierung oder 
Beschränkung des Handels 
zwischen den Mitgliedstaaten 
darstellt und die 
Wettbewerbsbedingungen 
zwischen diesen nicht verzerrt. 

(1)  Die Mitgliedstaaten, die 
beabsichtigen, untereinander eine 
verstärkte Zusammenarbeit in einem der 
unter diesen Vertrag fallenden Bereiche 
zu begründen, richten einen Antrag an 
die Kommission, die dem Rat einen 
entsprechenden Vorschlag vorlegen 
kann. Legt die Kommission keinen 
Vorschlag vor, so teilt sie den 
betroffenen Mitgliedstaaten ihre Gründe 
dafür mit 

 

  (2)  Die Ermächtigung nach Absatz 1 
wird vom Rat mit qualifizierter 
Mehrheit auf Vorschlag der 
Kommission und nach Anhörung des 
Europäischen Parlaments erteilt. 

Erklärt ein Mitglied des Rates, daß es 
aus wichtigen Gründen der nationalen 
Politik, die es auch nennen muß, die 
Absicht hat, eine mit qualifizierter 
Mehrheit zu erteilende Ermächtigung 
abzulehnen, so erfolgt keine 
Abstimmung. Der Rat kann mit 
qualifizierter Mehrheit verlangen, daß 
die Frage zur einstimmigen 
Beschlußfassung an den in der 
Zusammensetzung der Staats- und 
Regierungschefs tagenden Rat 
verwiesen wird. 

(2) Die Ermächtigung zur Aufnahme 
einer verstärkten Zusammenarbeit nach 
Absatz 1 wird nach Maßgabe der Artikel 
43 bis 45 des Vertrags über die 
Europäische Union vom Rat mit 
qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag 
der Kommission und nach Anhörung 
des Europäischen Parlaments erteilt. 
Betrifft die verstärkte Zusammenarbeit 
einen Bereich, für den das Verfahren 
nach Artikel 251 dieses Vertrags gilt, so 
ist die Zustimmung des Europäischen 
Parlaments erforderlich. 
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Mehrheit zu erteilende Ermächtigung 
abzulehnen, so erfolgt keine 
Abstimmung. Der Rat kann mit 
qualifizierter Mehrheit verlangen, daß 
die Frage zur einstimmigen 
Beschlußfassung an den in der 
Zusammensetzung der Staats- und 
Regierungschefs tagenden Rat 
verwiesen wird. 

Die Mitgliedstaaten, die beabsichtigen, 
eine verstärkte Zusammenarbeit nach 
Absatz 1 zu begründen, können einen 
Antrag an die Kommission richten, die 
dem Rat einen entsprechenden 
Vorschlag vorlegen kann. Legt die 
Kommission keinen Vorschlag vor, so 
unterrichtet sie die betroffenen 
Mitgliedstaaten und gibt ihre Gründe 
dafür an. 

einen Bereich, für den das Verfahren 
nach Artikel 251 dieses Vertrags gilt, so 
ist die Zustimmung des Europäischen 
Parlaments erforderlich. 

Ein Mitglied des Rates kann verlangen, 
dass der Europäische Rat befasst wird. 
Nach dieser Befassung kann der Rat 
gemäß Unterabsatz 1 beschließen. 

 

  (3)  Jeder Mitgliedstaat, der sich der 
Zusammenarbeit nach diesem Artikel 
anschließen will, teilt dem Rat und der 
Kommission seine Absicht mit; die 
Kommission legt dem Rat binnen drei 
Monaten nach Eingang der Mitteilung 
eine Stellungnahme dazu vor. Innerhalb 
von vier Monaten vom Tag der 
Mitteilung an gerechnet beschließt die 
Kommission über den Antrag und über 
die spezifischen Regelungen, die sie 
gegebenenfalls für notwendig hält. 

 

  (4)  Die für die Durchführung der 
Tätigkeiten im Rahmen der 
Zusammenarbeit erforderlichen 
Rechtsakte und Beschlüsse unterliegen 
allen einschlägigen Bestimmungen 
dieses Vertrags, sofern in diesem Artikel 
und in den Artikeln 43 und 44 des 
Vertrags über die Europäische Union 
nichts anderes bestimmt ist. 

(3)  Die für die Durchführung der 
Tätigkeiten im Rahmen einer verstärkten 
Zusammenarbeit erforderlichen 
Rechtsakte und Beschlüsse unterliegen 
allen einschlägigen Bestimmungen 
dieses Vertrags, sofern in diesem Artikel 
und in den Artikeln 43 bis 45 des 
Vertrags über die Europäische Union 
nichts anderes bestimmt ist 

  (5)  Dieser Artikel läßt das Protokoll 
zur Einbeziehung des Schengen – Be-
sitzstands in den Rahmen der 
Europäischen Union unberührt. 

 

    

   Artikel 11a (neuer Artikel) 
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(Durch den Vertrag von Nizza neu eingefügter Artikel 
- entspricht ehemals weitgehend � �� � � �� �� � �  !" # $

 

   Jeder Mitgliedstaat, der sich einer nach 
Artikel 11 begründeten verstärkten  
Zusammenarbeit anschließen will, teilt 
dem Rat und der Kommission seine 
Absicht mit; die Kommission legt dem 
Rat binnen drei Monaten nach Eingang 
der Mitteilung eine Stellungnahme dazu 
vor. Binnen vier Monaten nach Eingang 
der Mitteilung beschließt die 
Kommission über den Antrag und über 
eventuelle spezifische Regelungen, die 
sie für notwendig hält. 

    

Artikel 7 Artikel 6 Artikel 12 (ex-Art 6) Artikel 12 (ex-Art 6) 

Unbeschadet besonderer Bestim-
mungen dieses Vertrags ist in seinem 
Anwendungsbereich jede 
Diskriminierung aus Gründen der 
Staatsangehörigkeit verboten. 

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit 
auf Vorschlag der Kommission und in 
Zusammenarbeit mit dem Europäischen 
Parlament Regelungen für das Verbot 
solcher Diskriminierungen treffen. 

Unbeschadet besonderer Bestim-
mungen dieses Vertrags ist in seinem 
Anwendungsbereich jede 
Diskriminierung aus Gründen der 
Staatsangehörigkeit verboten. 

Der Rat kann nach dem Verfahren des 
Artikels 189c Regelungen für das 
Verbot solcher Diskriminierungen 
treffen. 

Unbeschadet besonderer Bestim-
mungen dieses Vertrags ist in seinem 
Anwendungsbereich jede 
Diskriminierung aus Gründen der 
Staatsangehörigkeit verboten. 

Der Rat kann nach dem Verfahren des 
Artikels 251 Regelungen für das Verbot 
solcher Diskriminierungen treffen. 

Unbeschadet besonderer Bestim-
mungen dieses Vertrags ist in seinem 
Anwendungsbereich jede 
Diskriminierung aus Gründen der 
Staatsangehörigkeit verboten. 

Der Rat kann nach dem Verfahren des 
Artikels 251 Regelungen für das Verbot 
solcher Diskriminierungen treffen. 

    

Artikel 8 Artikel 7 Artikel 13 (ex-Art 6a) Artikel 13 (ex-Art 6a) 

(1) Der Gemeinsame Markt wird 
während einer Übergangszeit von zwölf 
Jahren schrittweise verwirklicht. 

Die Übergangszeit besteht aus drei 
Stufen von je vier Jahren; die Dauer 
jeder Stufe kann nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen geändert 
werden. 

(2) Jeder Stufe entspricht eine 
Gesamtheit von Maßnahmen, die 
zusammen eingeleitet und durchgeführt 
werden müssen. 

(3) Der Übergang von der ersten zur 
zweiten Stufe hängt von der Feststellung 
ab, daß die in diesem Vertrag für die 
erste Stufe ausdrücklich festgelegten 
Ziele im wesentlichen tatsächlich 
erreicht und daß vorbehaltlich der in 
diesem Vertrag vorgesehenen 
Ausnahmen und Verfahren die 
Verpflichtungen eingehalten worden 
sind. 

(1) Der Gemeinsame Markt wird 
während einer Übergangszeit von zwölf 
Jahren schrittweise verwirklicht. 

Die Übergangszeit besteht aus drei 
Stufen  zu  je  vier  Jahren;  die  Dauer 
jeder Stufe kann nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen geändert 
werden. 

(2) Jeder Stufe entspricht eine 
Gesamtheit von Maßnahmen, die 
zusammen eingeleitet und durchgeführt 
werden müssen. 

(3) Der Übergang von der ersten zur 
zweiten Stufe hängt von der Feststellung 
ab, daß die in diesem Vertrag für die 
erste Stufe ausdrücklich festgelegten 
Ziele im wesentlichen tatsächlich 
erreicht und daß vorbehaltlich der in 
diesem Vertrag vorgesehenen 
Ausnahmen und Verfahren die 
Verpflichtungen eingehalten worden 
sind. 

Unbeschadet der sonstigen 
Bestimmungen dieses Vertrags kann der 
Rat im Rahmen der durch den Vertrag 
auf die Gemeinschaft übertragenen 
Zuständigkeiten auf Vorschlag der 
Kommission und nach Anhörung des 
Europäischen Parlaments einstimmig 
geeignete Vorkehrungen treffen, um 
Diskriminierungen aus Gründen des 
Geschlechts, der Rasse, der ethnischen 
Herkunft, der Religion oder der 
Weltanschauung, einer Behinderung, 
des Alters oder der sexuellen 
Ausrichtung zu bekämpfen. 

(1) Unbeschadet der sonstigen 
Bestimmungen dieses Vertrags kann der 
Rat im Rahmen der durch den Vertrag 
auf die Gemeinschaft übertragenen 
Zuständigkeiten auf Vorschlag der 
Kommission und nach Anhörung des 
Europäischen Parlaments einstimmig 
geeignete Vorkehrungen treffen, um 
Diskriminierungen aus Gründen des 
Geschlechts, der Rasse, der ethnischen 
Herkunft, der Religion oder der 
Weltanschauung, einer Behinderung, 
des Alters oder der sexuellen 
Ausrichtung zu bekämpfen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 beschließt 
der Rat gemäß dem Verfahren des 
Artikels 251, wenn er gemeinschaftliche 
Fördermaßnahmen unter Ausschluss 
jeglicher Harmonisierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten zur Unterstützung der 
Maßnahmen annimmt, die die 
Mitgliedstaaten treffen, um zur 
Verwirklichung der in Absatz 1 
genannten Ziele beizutragen. 
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erreicht und daß vorbehaltlich der in 
diesem Vertrag vorgesehenen 
Ausnahmen und Verfahren die 
Verpflichtungen eingehalten worden 
sind. 

Diese Feststellung wird vom Rat am 
Ende des vierten Jahres auf Grund eines 
Berichts der Kommission einstimmig 
getroffen. Ein Mitgliedstaaten kann die 
Einstimmigkeit nicht verhindern, indem 
er sich auf die Nichterfüllung seiner 
eigenen Verpflichtungen beruft. Kommt 
keine Einstimmigkeit zustande, so wird 
die erste Stufe ohne weiteres um ein 
Jahr verlängert. 

Am Ende des fünften Jahres trifft der 
Rat die Feststellung unter denselben 
Bedingungen. Kommt keine 
Einstimmigkeit zustande, so wird die 
erste Stufe ohne weiteres um ein Jahr 
verlängert. 

Am Ende des sechsten Jahres trifft der 
Rat die Feststellung mit qualifizierter 
Mehrheit auf Grund des Berichts der 
Kommission. 

(4) Verbleibt ein Mitgliedstaat in der 
Minderheit, so kann er binnen einem 
Monat nach der zuletzt genannten 
Abstimmung beim Rat die Bestellung 
einer Schiedsstelle beantragen, deren 
Entscheidung für alle Mitgliedstaaten 
und für die Organe der Gemeinschaft 
verbindlich ist; wird die erforderliche 
Mehrheit nicht erreicht, so gilt das 
gleiche für jeden Mitgliedstaat. Die 
Schiedsstelle besteht aus drei 
Mitgliedern, die vom Rat einstimmig auf 
Vorschlag der Kommission bestellt 
werden. 

Kommt die Bestellung durch den Rat 
binnen einem Monat nach 
Antragstellung nicht zustande, so 
werden die Mitglieder der Schiedsstelle 
innerhalb eines weiteren Monats vom 
Gerichtshof bestellt. 

Die Schiedsstelle wählt ihren 
Vorsitzenden selbst. 

erreicht und daß vorbehaltlich der in 
diesem Vertrag vorgesehenen 
Ausnahmen und Verfahren die 
Verpflichtungen eingehalten worden 
sind. 

Diese Feststellung wird vom Rat am 
Ende des vierten Jahres auf Grund eines 
Berichts der Kommission einstimmig 
getroffen. Ein Mitgliedstaaten kann die 
Einstimmigkeit nicht verhindern, indem 
er sich auf die Nichterfüllung seiner 
eigenen Verpflichtungen beruft. Kommt 
keine Einstimmigkeit zustande, so wird 
die erste Stufe ohne weiteres um ein 
Jahr verlängert. 

Am Ende des fünften Jahres trifft der 
Rat die Feststellung unter denselben 
Bedingungen. Kommt keine 
Einstimmigkeit zustande, so wird die 
erste Stufe ohne weiteres um ein Jahr 
verlängert. 

Am Ende des sechsten Jahres trifft der 
Rat die Feststellung mit qualifizierter 
Mehrheit auf Grund des Berichts der 
Kommission. 

(4) Verbleibt ein Mitgliedstaat in der 
Minderheit, so kann er binnen einem 
Monat nach der zuletzt genannten 
Abstimmung beim Rat die Bestellung 
einer Schiedsstelle beantragen, deren 
Entscheidung für alle Mitgliedstaaten 
und für die Organe der Gemeinschaft 
verbindlich ist; wird die erforderliche 
Mehrheit nicht erreicht, so gilt das 
gleiche für jeden Mitgliedstaat. Die 
Schiedsstelle besteht aus drei 
Mitgliedern, die vom Rat einstimmig auf 
Vorschlag der Kommission bestellt 
werden. 

Kommt die Bestellung durch den Rat 
binnen einem Monat nach 
Antragstellung nicht zustande, so 
werden die Mitglieder der Schiedsstelle 
innerhalb eines weiteren Monats vom 
Gerichtshof bestellt. 

Die Schiedsstelle wählt ihren 
Vorsitzenden selbst. 

jeglicher Harmonisierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten zur Unterstützung der 
Maßnahmen annimmt, die die 
Mitgliedstaaten treffen, um zur 
Verwirklichung der in Absatz 1 
genannten Ziele beizutragen. 
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Sie erläßt ihren Schiedsspruch binnen 
sechs Monaten nach der im letzten 
Unterabsatz von Absatz (3) genannten 
Abstimmung des Rates. 

(5) Die zweite und dritte Stufe können 
nur durch eine einstimmige, vom Rat 
auf Vorschlag der Kommission 
erlassenen Entscheidung verlängert oder 
abgekürzt werden. 

(6) Die Bestimmungen der vorstehenden 
Absätze dürfen nicht zur Folge haben, 
daß die Übergangszeit länger als 
fünfzehn Jahre, vom Inkrafttreten dieses 
Vertrags an gerechnet, dauert. 

(7) Vorbehaltlich der in diesem Vertrag 
vorgesehenen Ausnahmen oder 
Abweichungen ist das Ende der 
Übergangszeit gleichzeitig der 
Endtermin für das Inkrafttreten aller 
vorgesehenen Vorschriften, sowie für 
die Durchführung aller Maßnahmen, die 
zur Errichtung des Gemeinsamen 
Marktes gehören. 

Sie erläßt ihren Schiedsspruch binnen 
sechs Monaten nach der im letzten 
Unterabsatz von Absatz 3 genannten 
Abstimmung des Rates. 

(5) Die zweite und dritte Stufe können 
nur durch eine einstimmige, vom Rat 
auf Vorschlag der Kommission 
erlassenen Entscheidung verlängert oder 
abgekürzt werden. 

(6) Die Bestimmungen der vorstehenden 
Absätze dürfen nicht zur Folge haben, 
daß die Übergangszeit länger als 
fünfzehn Jahre, vom Inkrafttreten dieses 
Vertrags an gerechnet, dauert. 

(7) Vorbehaltlich der in diesem 
Vertrag vorgesehenen Ausnahmen oder 
Abweichungen ist das Ende der 
Übergangszeit gleichzeitig der 
Endtermin für das Inkrafttreten aller 
vorgesehenen Vorschriften, sowie für 
die Durchführung aller Maßnahmen, die 
zur Errichtung des Gemeinsamen 
Marktes gehören. 

    

Artikel 8a Artikel 7a Artikel 14 (ex-Art 7a) Artikel 14 (ex-Art 7a) 

Die Gemeinschaft trifft die 
erforderlichen Maßnahmen, um bis zum 
31. Dezember 1992 gemäß dem 
vorliegenden Artikel, den Artikeln 8b, 
8c und 28, Artikel 57 Absatz 2, Artikel 
59, Artikel 70 Absatz 1 und den Artikel 
84, 99, 100a und 100b unbeschadet der 
sonstigen Bestimmungen dieses 
Vertrags den Binnenmarkt schrittweise 
zu verwirklichen. 

Die Gemeinschaft trifft die 
erforderlichen Maßnahmen, um bis zum 
31. Dezember 1992 gemäß dem 
vorliegenden Artikel, den Artikeln 7b, 
7c und 28, Artikel 57 Absatz 2, Artikel 
59, Artikel 70 Absatz 1 und den Artikeln 
84, 99, 100a und 100b unbeschadet der 
sonstigen Bestimmungen dieses 
Vertrags den Binnenmarkt schrittweise 
zu verwirklichen. 

(1)  Die Gemeinschaft trifft die 
erforderlichen Maßnahmen, um bis zum 
31. Dezember 1992 gemäß dem 
vorliegenden Artikel, den Artikeln 15 
und 26, Artikel 47 Absatz 2 und den 
Artikeln 49, 80, 93 und 95 unbeschadet 
der sonstigen Bestimmungen dieses 
Vertrags den Binnenmarkt schrittweise 
zu verwirklichen. 

 

(1)  Die Gemeinschaft trifft die 
erforderlichen Maßnahmen, um bis zum 
31. Dezember 1992 gemäß dem 
vorliegenden Artikel, den Artikeln 15 
und 26, Artikel 47 Absatz 2 und den 
Artikeln 49, 80, 93 und 95 unbeschadet 
der sonstigen Bestimmungen dieses 
Vertrags den Binnenmarkt schrittweise 
zu verwirklichen. 

 

Der Binnenmarkt umfaßt einen Raum 
ohne Binnengrenzen, in dem der freie 
Verkehr von Waren, Personen, 
Dienstleistungen und Kapital gemäß den 
Bestimmungen dieses Vertrags 
gewährleistet ist. %& '( ) * ' +,.- / 0 )- 1 2 34 35 ,
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Der Binnenmarkt umfaßt einen Raum 
ohne Binnengrenzen, in dem der freie 
Verkehr von Waren, Personen, 
Dienstleistungen und Kapital gemäß den 
Bestimmungen dieses Vertrags 
gewährleistet ist. 

(2)  Der Binnenmarkt umfaßt einen 
Raum ohne Binnengrenzen, in dem der 
freie Verkehr von Waren, Personen, 
Dienstleistungen und Kapital gemäß den 
Bestimmungen dieses Vertrags 
gewährleistet ist. 

(2)  Der Binnenmarkt umfasst einen 
Raum ohne Binnengrenzen, in dem der 
freie Verkehr von Waren, Personen, 
Dienstleistungen und Kapital gemäß den 
Bestimmungen dieses Vertrags 
gewährleistet ist. 

  (3)  Der Rat legt mit qualifizierter 
Mehrheit auf Vorschlag der 
Kommission die Leitlinien und 
Bedingungen fest, die erforderlich sind, 
um in allen betroffenen Sektoren einen 
ausgewogenen Fortschritt zu 
gewährleisten. 

(3)  Der Rat legt mit qualifizierter 
Mehrheit auf Vorschlag der 
Kommission die Leitlinien und 
Bedingungen fest, die erforderlich sind, 
um in allen betroffenen Sektoren einen 
ausgewogenen Fortschritt zu 
gewährleisten. 
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um in allen betroffenen Sektoren einen 
ausgewogenen Fortschritt zu 
gewährleisten. 

um in allen betroffenen Sektoren einen 
ausgewogenen Fortschritt zu 
gewährleisten. 

    

Artikel 8b Artikel 7b   

Die Kommission berichtet dem Rat vor 
dem 31. Dezember 1988 und vor dem 
31. Dezember 1990 über den Stand der 
Arbeiten im Hinblick auf die 
Verwirklichung des Binnenmarktes 
innerhalb der in Artikel 8a gesetzten 
Frist. 

Der Rat legt mit qualifizierter Mehrheit 
auf Vorschlag der Kommission die 
Leitlinien und Bedingungen fest, die 
erforderlich sind, um in allen 
betroffenen Sektoren einen 
ausgewogenen Fortschritt zu 
gewährleisten. 

Die Kommission berichtet dem Rat vor 
dem 31. Dezember 1988 und vor dem 
31. Dezember 1990 über den Stand der 
Arbeiten im Hinblick auf die 
Verwirklichung des Binnenmarktes 
innerhalb der in Artikel 7a gesetzten 
Frist. 

Der Rat legt mit qualifizierter 
Mehrheit auf Vorschlag der 
Kommission die Leitlinien und 
Bedingungen fest, die erforderlich sind, 
um in allen betroffenen Sektoren einen 
ausgewogenen Fortschritt zu 
gewährleisten. 

  

    

Artikel 8c Artikel7c Artikel 15 (ex-Art 7c) Artikel 15 (ex-Art 7c) 

Bei der Formulierung ihrer Vorschläge 
zur Verwirklichung der Ziele des 
Artikels 8a berücksichtigt die 
Kommission den Umfang der 
Anstrengungen, die einige 
Volkswirtschaften mit 
unterschiedlichem Entwicklungsstand 
im Zuge der Errichtung des 
Binnenmarktes abverlangt werden, und 
kann geeignete Bestimmungen 
vorschlagen. 

Erhalten diese Bestimmungen die Form 
von Ausnahmeregelungen, so müssen 
sie vorübergehender Art sein und dürfen 
das Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes so wenig wie möglich stören. 

Bei der Formulierung ihrer Vorschläge 
zur Verwirklichung der Ziele des 
Artikels 7a berücksichtigt die 
Kommission den Umfang der 
Anstrengungen, die einigen 
Volkswirtschaften mit 
unterschiedlichem Entwicklungsstand 
im Zuge der Errichtung des 
Binnenmarkts abverlangt werden, und 
kann geeignete Bestimmungen 
vorschlagen. 

Erhalten diese Bestimmungen die 
Form von Ausnahmeregelungen, so 
müssen sie vorübergehender Art sein 
und dürfen das Funktionieren des 
Gemeinsamen Marktes so wenig wie 
möglich stören. 

Bei der Formulierung ihrer Vorschläge 
zur Verwirklichung der Ziele des 
Artikels 14 berücksichtigt die 
Kommission den Umfang der 
Anstrengungen, die einigen 
Volkswirtschaften mit 
unterschiedlichem Entwicklungsstand 
im Zuge der Errichtung des 
Binnenmarkts abverlangt werden, und 
kann geeignete Bestimmungen 
vorschlagen. 

Erhalten diese Bestimmungen die 
Form von Ausnahmeregelungen, so 
müssen sie vorübergehender Art sein 
und dürfen das Funktionieren des 
Gemeinsamen Marktes so wenig wie 
möglich stören. 

Bei der Formulierung ihrer Vorschläge 
zur Verwirklichung der Ziele des 
Artikels 14 berücksichtigt die 
Kommission den Umfang der 
Anstrengungen, die einigen 
Volkswirtschaften mit 
unterschiedlichem Entwicklungsstand 
im Zuge der Errichtung des 
Binnenmarkts abverlangt werden, und 
kann geeignete Bestimmungen 
vorschlagen. 

Erhalten diese Bestimmungen die Form 
von Ausnahmeregelungen, so müssen 
sie vorübergehender Art sein und dürfen 
das Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes so wenig wie möglich stören. 

    

  Artikel 16 (neuer Artikel) Artikel 16 (neuer Artikel) 

  Unbeschadet der Artikel 73, 86 und 87 
und in Anbetracht des Stellenwerts, den 
Dienste von allgemeinem 
wirtschaftlichem Interesse innerhalb der 
gemeinsamen Werte der Union 
einnehmen, sowie ihrer Bedeutung bei 
der Förderung des sozialen und 
territorialen Zusammenhalts tragen die 
Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten 
im Rahmen ihrer jeweiligen Befugnisse 
im Anwendungsbereich dieses Vertrags 
dafür Sorge, daß die Grundsätze und 
Bedingungen für das Funktionieren 

Unbeschadet der Artikel 73, 86 und 87 
und in Anbetracht des Stellenwerts, den 
Dienste von allgemeinem 
wirtschaftlichem Interesse innerhalb der 
gemeinsamen Werte der Union 
einnehmen, sowie ihrer Bedeutung bei 
der Förderung des sozialen und 
territorialen Zusammenhalts tragen die 
Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten 
im Rahmen ihrer jeweiligen Befugnisse 
im Anwendungsbereich dieses Vertrags 
dafür Sorge, dass die Grundsätze und 
Bedingungen für das Funktionieren 
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gemeinsamen Werte der Union 
einnehmen, sowie ihrer Bedeutung bei 
der Förderung des sozialen und 
territorialen Zusammenhalts tragen die 
Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten 
im Rahmen ihrer jeweiligen Befugnisse 
im Anwendungsbereich dieses Vertrags 
dafür Sorge, daß die Grundsätze und 
Bedingungen für das Funktionieren 
dieser Dienste so gestaltet sind, daß sie 
ihren Aufgaben nachkommen können. 

gemeinsamen Werte der Union 
einnehmen, sowie ihrer Bedeutung bei 
der Förderung des sozialen und 
territorialen Zusammenhalts tragen die 
Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten 
im Rahmen ihrer jeweiligen Befugnisse 
im Anwendungsbereich dieses Vertrags 
dafür Sorge, dass die Grundsätze und 
Bedingungen für das Funktionieren 
dieser Dienste so gestaltet sind, dass sie 
ihren Aufgaben nachkommen können. 

    

 


